
Deutscher Bundestag Drucksache 14/8932
14. Wahlperiode 24. 04. 2002

Entschließungsantrag
der Abgeordneten Ursula Lötzer, Rolf Kutzmutz, Wolfgang Bierstedt und
der Fraktion der PDS

zu der dritten Beratung des Gesetzentwurfs der Abgeordneten Klaus Wiesehügel,
Dr. Axel Berg, Hubertus Heil, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der SPD
sowie der Abgeordneten Kerstin Müller (Köln), Rezzo Schlauch und der Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie der Bundesregierung
– Drucksachen 14/7796, 14/8285, 14/8896 –

Entwurf eines Gesetzes zur tariflichen Entlohnung bei öffentlichen Aufträgen und
zur Einrichtung eines Registers über unzuverlässige Unternehmen

I. Der Deutsche Bundestag stellt fest:
1. Der Deutsche Bundestag begrüßt die Zielsetzungen des Tariftreuegesetzes.

Angesichts der Ausbreitung von illegaler Beschäftigung und Lohndumping
in der Bauwirtschaft und der Auswirkungen der in der Europäischen Union
vorbereiteten Liberalisierung des öffentlichen Nahverkehrs ist eine schnelle,
uneingeschränkte und bundesweit einheitliche Wirksamkeit des Gesetzes zur
Erreichung dieser Ziele dringend erforderlich. Bund, Länder und Gemeinden
dürfen sich auch unter dem Druck leerer Kassen nicht am unterbieten tarifli-
cher Standards beteiligen, was letztlich auch die sozialen Sicherungssysteme
schwächt.
Die vorgesehene zeitliche Staffelung der Verpflichtung zur Zahlung des orts-
üblichen Tariflohns nach Maßgabe des repräsentativen Tarifvertrages wider-
spricht dem Ziel des Gesetzes. Darüber hinaus geht sie an den tatsächlichen
Problemen der ostdeutschen Bauwirtschaft vorbei, mit denen zeitliche Staf-
felung öffentlich begründet wird.
Die wirklichen Probleme der ostdeutschen Bauwirtschaft liegen in der man-
gelnden Wettbewerbsfähigkeit durch niedrige Eigenkapitalausstattung,
Liquiditätsproblemen durch schlechte Zahlungsmoral öffentlicher wie priva-
ter Auftraggeber, dem Nachfragerückgang aufgrund der dramatische Finanz-
krise der ostdeutschen Länder und Kommunen, dem faktischen Ausschluss
von öffentlichen Aufträgen aufgrund zu großer Losgrößen, häufig auch einer
fehlenden Kompetenz zur Angebotserstellung und niedrigen Produktivität.
Diese Probleme lassen sich nicht durch die Unterschreitung von Tariflöhnen
lösen. Im Gegenteil, ostdeutsche Bauunternehmen werden auf eine Zukunft
als Subunternehmer mit Billigstlöhnen festgelegt. Die Aushöhlung der Ta-
riftreuepflicht durch eine zeitliche Staffel wird die Tendenz zur Abwande-
rung qualifizierter und junger Arbeitskräfte aus den ostdeutschen Ländern
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verstärken und damit zur Verschärfung der Probleme der neuen Länder bei-
tragen.
Entwicklungsperspektiven für die krisengeschüttelte ostdeutsche Bauwirt-
schaft setzt zukunftsfähige Arbeitsplätze und Schutz der Unternehmen vor
ruinöser Konkurrenz voraus. Diese können dauerhaft nur durch eine Stär-
kung regionaler Wirtschaftskreisläufe und der Investitionskraft der Länder
und Kommunen  erfolgen.
Auch im öffentlichen Nahverkehr liefe eine zeitliche Streckung der Tarif-
treueverpflichtung den Zielen des Gesetzes explizit zuwider, da sie dem
Druck auf die Einkommen der Beschäftigten durch Tarifflucht und die Aus-
nutzung der Konkurrenz verschiedener Tarifniveaus erst bei Auftragsverga-
ben ab dem Jahre 2005 wirksam begegnen würde. Hinzu kommt, dass eine
solche Staffelregelung öffentlich insbesondere von den Arbeitgebern als
Eingeständnis wahrgenommen würde, dass Tariflöhne nicht marktgerecht
seien und somit dem Ziel einer Stabilisierung der Einkommensniveaus durch
Stärkung der Bindungswirkung von Tarifverträgen entgegenliefe.
Der Deutsche Bundestag erteilt deshalb Staffelregelungen hinsichtlich der
Tariftreueverpflichtung und der Schwellenwerte eine Absage.
Auch die fehlende Einbeziehung der öffentlichen Auftraggeber in privater
Rechtsform in den Geltungsbereich des Gesetzes, auf die die öffentliche
Hand einen bestimmenden Einfluss ausübt, widerspricht den Zielen des Ta-
riftreuegesetzes. Sie führt zur Umgehung in dem Ausgründungen forciert
werden.

2. In der jüngsten Vergangenheit sind insbesondere im Zusammenhang mit
dem Bau von Müllverbrennungsanlagen im Rheinland schwerwiegende
Korruptionsfälle bekannt geworden. Um Korruption wirksam bekämpfen
und einem weiteren Ansehensverlust der Politik insgesamt in den Augen der
Bürgerinnen und Bürger entgegenzuwirken, sind dringend wirksame und ab-
schreckende Sanktionen gegen korrupte Praktiken bei der Vergabe öffentli-
cher Aufträge erforderlich.
Der Deutsche Bundestag begrüßt daher die Aufnahme von Unternehmen in
das „Register unzuverlässiger Unternehmen“, die versucht haben, öffentli-
che Aufträge durch Bestechung zu erlangen. Die Einführung eines solchen
Korruptionsregisters bleibt allerdings unglaubwürdig und unwirksam, sofern
sie nicht mit wirksamen Sanktionen verbunden wird und zwingend den be-
fristeten Ausschluss der betreffenden Unternehmen von der Vergabe öffent-
licher Aufträge nach sich zieht.
Durch die Abschreckungswirkung von Sanktionen, die erst zum Tragen
kommen, nachdem Korruption stattgefunden hat, kann Korruption jedoch
nicht wirksam bekämpft und das Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger
nicht wieder hergestellt werden. Den wirksamsten Schutz vor Korruption
bieten öffentliche Kontrolle und weitestgehende Transparenz der Vergabe-
verfahren und -entscheidungen. Auch die Unternehmen, die sich um öffent-
liche Aufträge bewerben, müssen einen wirksamen Beitrag zur Überwin-
dung der Korruption leisten. In diesen Punkten werden mit dem
vorliegenden Gesetzentwurf jedoch keinerlei Konsequenzen gezogen. Auch
in diesen Punkten ist der Entwurf der Bundesregierung völlig unzureichend.

II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf,
– die zeitliche Staffelung für die Tariflöhne zurückzunehmen;
– den Geltungsbereich des Gesetzes auf öffentliche Auftraggeber in privater

Rechtsform, auf die die öffentliche Hand einen bestimmenden Einfluss aus-
übt, zu erweitern;
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– im Zusammenwirken mit den ostdeutschen Ländern geeignete Fördermaß-
nahmen zu entwickeln, die der ostdeutschen Bauwirtschaft kurzfristig die
Einhaltung einer Tariftreueverpflichtung ermöglichen. Dies schließt insbe-
sondere die Einrichtung von öffentlichen Kreditfonds zur Überwindung
kurzfristiger Liquiditätsprobleme aufgrund verspäteter Zahlungen, die Ein-
richtung von Beratungsstellen zur Qualifizierung der Ausschreibungsteil-
nahme kleiner und mittlerer Bauunternehmen sowie die Unterstützung von
Kommunen und öffentlichen Auftraggebern bei der Erstellung von Aus-
schreibungen mit mittelstandsfreundlichen Losgrößen ein;

– eine kommunale Investitionspauschale einzuführen, damit Kommunen in
die Lage versetzt werden, den Bedarf an kommunalen Infrastrukturmaßnah-
men zu finanzieren;

– die Bagatellgrenze auf die von den Verbänden der mittelständischen Bau-
wirtschaft als angemessen bezeichnete Grössenordnung von 10 000 Euro
festzulegen und auf eine zeitlich gestaffelte Übergangsregelung zu verzich-
ten;

– in Zusammenarbeit mit den Ländern Maßnahmen vorzulegen, mit denen die
Korruptionsbekämpfung und die Transparenz und Kontrolle der Vergabe
öffentlicher Aufträge verbessert werden. Die Aufnahme in ein Korruptions-
register muss mit einem befristeten Ausschluss verbunden werden. Unter-
nehmen, die wegen Korruption anderer Unternehmen von der Auftragsertei-
lung ausgeschlossen wurden, sollen Schadenersatzansprüche geltend
machen können;

– dass Maßnahmen zur Verbesserung der Transparenz und Kontrolle mit der
Verpflichtung der Veröffentlichung der Kriterien und Begründung für die
Vergabe, der Sicherstellung des uneingeschränkten Rechts auf Akteneinsicht
durch die Bürgerinnen und Bürger und der Öffentlichkeit parlamentarischer
Sitzungen über die Entscheidungen bei der Vergabe einhergehen;

– dass Unternehmen mit der Abgabe von Angeboten Auskunft geben über:
bestehende Beraterverträge mit politischen Entscheidungsträgern die in den
letzten drei Jahren geleisteten Spenden an Parteien und ihre Untergliederun-
gen sowie Mitarbeiterverträge mit ehemaligen Amtsträgern in auftragsrele-
vanten Bereichen.

Berlin, den 22. April 2002

Ursula Lötzer
Rolf Kutzmutz
Wolfgang Bierstedt
Roland Claus und Fraktion der PDS
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